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– FAQ: Frequently asked questions – Häufig gestellte Fragen –  

Handreichung zum  

Gesetz über das Leichen-, Bestattungs- und Friedhofswesen (BestattG)  

geändert durch Gesetz vom 20.06.2018 (Nds. GVBl. S. 117)  

 

Frage Antwort 

Allgemeines 

Warum gibt es diese Handreichung?  Der Niedersächsische Landtag hat am 19.06.2018 
eine Änderung des Niedersächsischen Bestat-
tungsgesetzes beschlossen. Das Änderungsgesetz 
vom 20.06.2018 ist im Niedersächsischen Gesetz- 
und Verordnungsblatt (Nds. GVBl.) Nr. 7/2018 
vom 28.06.2018 ab S. 117 verkündet worden.  
Ergänzend ist die Verordnung über die Todesbe-
scheinigung geändert (Nds. GVBl. 2019, S. 208) 
und das Muster der Todesbescheinigung an die 
neue Gesetzeslage angepasst worden. 

Wo gibt es weitere Informationen?  Im Internet unter http://www.ms.niedersach-
sen.de/themen/gesundheit/bestattungsge-
setz/bestattungsgesetz-14144.html stehen der 
konsolidierte Text des Gesetzes, der Verordnung 
und weitere Dokumente als Download zur Verfü-
gung.  

Was ändert sich und ab wann?  Die Änderungen im Bestattungsgesetz betreffen 
ab 29.06.2018 die Grundsätze (§ 1), der Gegen-
stand der Leichenschau (§ 3), die Meldepflichten 
bei der Leichenschau (§ 4), die Leichenöffnung o-
der Klinische Sektion (§ 5), die Einsichtnahme in 
die Todesbescheinigung (§ 6), die Anatomische 
Sektion (§ 7 a), die Ermächtigung zur zweiten Lei-
chenschau vor der Feuerbestattung (§ 12 Abs. 3), 
die Entnahme von Metallteilen aus der Asche (§ 12 
Abs. 3), der Gewässerschutz bei der Seebestattung 
(§ 12 Abs. 5) und die Ordnungswidrigkeiten (§ 18) 
Die Änderungen betreffen ab 01.01.2019 das 
Ausstellen von Leichen bei der Trauerfeier (§ 7), 
die Sollfrist bei der Urnenbeisetzung (§ 9 Abs. 2), 
die Bestattung in Mausoleum und Grabkammer (§ 
10 Abs. 1), die Regeln für Friedhöfe (§ 13), das 
Verbot von Grabsteinen aus ausbeuterischer Kin-
derarbeit (§ 13 a) und die Regelungen für Ausgra-
bungen und Umbettungen (§ 15).  
Die neuen Regelungen der Verordnung und das 
Muster der Todesbescheinigung gelten ab 
01.08.2019, wobei die bisherigen Muster noch bis 
zum 31.10.2019 verwendet werden dürfen.  

Gibt es eine Begründung oder eine Kommentie-
rung zum BestattG?  

Die Begründung des Gesetzesentwurfs findet sich 
in der LT-Drs. 18/308, die Änderungen im Gesetz-
gebungsverfahren sind in der LT-Drs. 18/1096 
nachvollziehbar und über die parlamentarische 
Beratung wird in der LT-Drs. 18/1126 berichtet. 
Alle Drucksachen sind im Internet veröffentlicht 
unter http://www.landtag-niedersachsen.de als 
„Parlamentsdokumente“.  
Kommentiert wird das BestattG von Th. Horn (Be-
stattungsgesetz Niedersachsen, Kohlhammer Ver-
lag) und T. F. Barthel (Niedersächsisches Bestat-
tungsgesetz, Kommunal- und Schulverlag).  

§ 1: Welche Folgen ergeben sich aus der Ergän-
zung der Grundsatznorm?  

Die Ergänzung verpflichtet dazu, Leichen und 
Aschen verstorbener Personen so zu behandeln, 
dass Gefahren für die Gesundheit der Bevölkerung 
sowie für Boden und Wasser nicht entstehen. Dies 
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betrifft Leichen mit einer meldepflichtigen Krank-
heit oder einer sonstigen Gefährlichkeit. Außer-
dem verpflichtet die Ergänzung zum Umwelt-
schutz und zum Gewässerschutz, der auf Friedhö-
fen und bei der Seebestattung einzuhalten ist. Die 
Beachtung der Belange der Strafrechtspflege be-
trifft die ärztlichen Meldepflichten bei der Lei-
chenschau, bei der Leichenöffnung und bei der 
Anatomischen Sektion.  

Leichenwesen 

§ 3 Abs. 1: Die Feststellung der Todesart entfällt. 
Was tritt an ihre Stelle?  

Wie bisher dient die Leichenschau dazu, den Ein-
tritt des Todes sowie den Todeszeitpunkt und die 
Todesursache festzustellen. An die Stelle der To-
desart tritt die Feststellung, ob Anhaltspunkte für 
einen nicht natürlichen Todesfall vorliegen. Damit 
wird das Bestattungsgesetz an die Regelung in 
§ 159 der Strafprozessordnung (StPO) angepasst, 
nach der bei Anhaltspunkten dafür, dass jemand 
eines nicht natürlichen Todes gestorben ist, die 
Polizei- und Gemeindebehörden zur sofortigen 
Anzeige an die Staatsanwaltschaft oder an das 
Amtsgericht verpflichtet sind. Ohne Meldung der 
Ärztinnen und Ärzte, die die Leichenschau durch-
führen, würde die Anzeigepflicht des § 159 StPO 
ins Leere laufen.  

§ 3 Abs. 3: Muss eine Ärztin oder ein Arzt die Lei-
chenschau auch bei Angehörigen vornehmen?  

Grundsätzlich ja, da im Gesetz für diese Fälle keine 
Ausnahme von der Pflicht zur Vornahme der Lei-
chenschau enthalten ist. Auf die Feststellung des 
Todes können sich Ärztinnen und Ärzte beschrän-
ken, die eine Leichenschau unter Bezugnahme auf 
§ 3 Abs. 3 Satz 2 mit der Begründung ablehnen, 
dass sie sich damit der Gefahr einer strafrechtli-
chen Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem 
Ordnungswidrigkeitengesetz aussetzen würden. 
In diesem Fall haben sie dafür zu sorgen, dass eine 
andere Ärztin oder ein anderer Arzt eine vollstän-
dige Leichenschau durchführt oder können gemäß 
§ 3 Abs. 2 Satz 2 alternativ die Polizei benachrich-
tigen.  

§ 3 Abs. 4 Satz 1: Muss die Ärztin oder der Arzt, 
die oder der wegen eines dringenden Einsatzes 
keine vollständige Leichenschau durchführen 
kann, später an den Leichenfundort zurückkehren 
und die Leichenschau beenden?  
 

Die Regelung in § 3 Abs. 4 Satz 1 soll sicherstellen, 
dass Lebensrettung der Leichenschau vorgeht, so 
dass dann, wenn Notfall- und Rettungskräfte zu ei-
nem neuen Einsatz gerufen werden, sie nicht zu ei-
nem Verbleib am Leichenfundort verpflichtet sind. 
In diesem Fall sind sie nur zur Dokumentation der 
von ihnen bis dahin getroffenen Feststellungen an 
der Leiche verpflichtet, wobei dazu in jedem Fall 
die Feststellung des Todes sowie des Todeszeit-
punktes oder des Zeitpunktes der Leichenauffin-
dung gehört. Da sie nach dem Gesetz dafür Sorge 
zu tragen haben, dass eine andere Ärztin oder ein 
anderer Arzt die vollständige Leichenschau durch-
führt, wird von ihnen eine Rückkehr nach der Be-
endigung des Einsatzes gerade nicht gefordert, zu-
mal nach der gesetzlichen Vorstellung eine andere 
Ärztin oder ein anderer Arzt die Leichenschau 
durchführen soll, die oder der über die Polizei z. B. 
von der Rettungsleitstelle benachrichtigt werden 
kann. 

§ 4 Abs. 4: Welchem Zweck dient die umfangrei-
che Aufzählung an Meldepflichten?  

In den in § 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 bis 9 gesetzlich 
normierten Auffindesituationen einer Leiche muss 
stets eine Beteiligung der Strafverfolgungsbehör-
den erfolgen. Dadurch soll sichergestellt werden, 
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dass Polizei und Staatsanwaltschaft die Gelegen-
heit zur Prüfung über das Vorliegen einer Straftat 
erhalten. Die Aufzählung konkreter Auffindesitua-
tionen soll die leichenschauenden Ärztinnen und 
Ärzte von weiteren Überlegungen entlasten. 
Dadurch soll eine einheitliche Benachrichtigungs-
praxis geschaffen werden und eine höhere Rechts-
sicherheit für die Angehörigen der verstorbenen 
Personen, die Patientinnen und Patienten, die Ärz-
tinnen und Ärzte und die Strafverfolgungsbehör-
den erreicht werden.  

§ 4 Abs. 4 Satz 1: Wann ist es für Ärztinnen und 
Ärzte unzumutbar, das Eintreffen der Polizei oder 
der Staatsanwaltschaft abzuwarten? 

Da die Behandlung von Patientinnen und Patien-
ten grundsätzlich Vorrang hat, wäre es vor allem 
im Rettungsdiensteinsatz und im Notfalldienst un-
zumutbar, bei einer Leiche verweilen zu müssen, 
wenn ein Folgeeinsatz ansteht.  

§ 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2: Nach dieser Vorschrift be-
steht eine Meldepflicht, wenn „Anhaltspunkte da-
für vorhanden sind, dass der Tod durch eine ärztli-
che oder pflegerische Fehlbehandlung verursacht 
ist“.  
Wann liegt eine ärztliche oder pflegerische Fehlbe-
handlung vor?  
 

Eine Fehlbehandlung liegt vor, wenn eine medizi-
nische Behandlung nicht nach den zum Zeitpunkt 
der Behandlung bestehenden, allgemein aner-
kannten fachlichen Standards (lege artis) erfolgt 
oder gegen bewährte ärztliche Behandlungsregeln 
oder gesicherte medizinische Erkenntnisse versto-
ßen worden ist.  

§ 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2: Liegt eine Fehlbehandlung 
vor, wenn eine Person aus einer Pflegeeinrichtung 
mit einem Dekubitus ins Krankenhaus eingeliefert 
wird?  

Da ein Dekubitus aus einer Fehlbehandlung resul-
tieren kann, bestehen in einem solchen Fall An-
haltspunkte, die zu einer Meldepflicht führen, 
wenn die Person verstorben ist, auch wenn die 
Fehlbehandlung vor der Einlieferung in das Kran-
kenhaus erfolgt ist.  

§ 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2: Ist es auch als Fehlbehand-
lung zu werten, wenn medizinische Komplikatio-
nen auftreten, wie z. B. eine Nachblutung, die Le-
ckage einer Naht, eine Lungenembolie, ein Wund-
infekt oder eine Sepsis? 

Komplikationen im Zusammenhang mit einer Be-
handlung „lege artis“ sind nicht als Fehlbehand-
lungen einzustufen, sondern stellen eine schicksal-
hafte Entwicklung für die jeweils behandelte Per-
son dar. Andere Komplikationen, z. B. die Verursa-
chung eines Wundinfektes aufgrund eines Versto-
ßes gegen die Hygienevorschriften beim Ver-
bandswechsel, sind dagegen als Fehlbehandlung 
einzustufen.  

§ 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2: Ist eine Sepsis nach einer 
Implantation von Gelenken, wie z. B. einer Hüft 
TEP oder eine MRSA Sepsis bei bei Sprunggelenk-
empyem beidseits bei Z.n. TEP des oberen Sprung-
gelenks beidseitig, als Fehlbehandlung zu sehen? 

Nein, da die Gefahr einer Sepsis bei der Implanta-
tion von Endoprothesen ein nicht unerhebliches 
Risiko darstellt, ist hier eher von einem schicksal-
haften Verlauf auszugehen als von einer Fehlbe-
handlung, es sei denn, es gibt konkrete Hinweise 
auf eine Fehlbehandlung, z.B. mangelhafte Hygi-
ene. 

§ 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3: Nach dieser Vorschrift be-
steht eine Meldepflicht, wenn „Anhaltspunkte da-
für vorhanden sind, dass der Tod auf eine außer-
gewöhnliche Entwicklung im Verlauf der Behand-
lung zurückzuführen ist“.  
Was ist unter einer außergewöhnlichen Entwick-
lung im Verlauf der Behandlung zu verstehen?  

Gemeint sind Komplikationen im medizinischen 
Verlauf, die zum Tod der behandelten Person ge-
führt haben. Die Einschätzung, ob ein Verlauf als 
normal oder als außergewöhnlich anzusehen ist, 
hängt von der medizinischen Beurteilung des Ge-
schehens ab.  
Eine außergewöhnliche Entwicklung liegt z. B. vor, 
wenn nach einem lege artis durchgeführten Ein-
griff der Tod durch eine vom Eingriff unabhängige 
Komplikation eintritt, d. h. dass die Komplikation 
nicht im Zusammenhang mit der Operation, son-
dern als operationsfremdes Ereignis auftritt.  

§ 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3: Ist eine Sepsis nach einer 
Gelenksoperation wie z.B. einer Hüft TEP oder 
eine MRSA Sepsis bei Sprunggelenkempyem beid-
seits bei Z.n. TEP des oberen Sprunggelenks beid-
seitig als außergewöhnliche Entwicklung anzuse-
hen? 

Nein, da die Gefahr einer Sepsis bei der Implanta-
tion von Endoprothesen ein nicht unerhebliches 
Risiko darstellt, ist hier eher von einem schicksal-
haften Verlauf auszugehen. 
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§ 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3: Ist z. B. der Tod aufgrund 
einer Anastomoseninsuffizienz nach Colonresek-
tion eine außergewöhnliche Entwicklung oder ist 
dies eine potentiell zu erwartende Komplikation? 

Aus medizinischen Sicht ist dies eine Komplika-
tion, die sich als eine schicksalhafte Entwicklung 
für die jeweils behandelte Person darstellt und da-
her nicht meldepflichtig ist.  

§ 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3: Ist das Versterben an einer 
Pneumonie auch eine außergewöhnliche Entwick-
lung? 

In diesem Fall besteht eine Meldepflicht dann, 
wenn die Pneumonie als Todesursache nicht auf 
eine entsprechende Grunderkrankung zurückzu-
führen ist.  

§ 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 4: Nach dieser Vorschrift be-
steht eine Meldepflicht, wenn „der Tod während 
eines operativen Eingriffs oder innerhalb der da-
rauf folgenden 24 Stunden eingetreten ist“.  
Was ist als „operativer Eingriff“ zu verstehen und 
warum wird ein Zeitraum von 24 Stunden danach 
dazugerechnet? 
 

Diese Meldepflicht umfasst den medizinischen Be-
fund „mors in tabula“, der üblicherweise bis auf 
die Dauer eines Tages nach dem Eingriff erstreckt 
wird. Unter einem operativen Eingriff ist ein „in-
strumenteller chirurgischer Eingriff am oder im 
Körper eines Patienten zum Zwecke der Therapie 
oder Diagnostik“ zu verstehen.  
 

§ 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 4: Ist hiermit auch eine Ope-
ration gemeint, die bei einer natürlichen Krank-
heit trotz der ungünstigen Prognose, dass der 
(momentane) Zustand des Patienten eine Heilung 
nicht ermöglicht und mit dem Tod zu rechnen ist, 
durchgeführt wird? 

Der Wortlaut des § 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 4 lässt hier 
keinen Spielraum. Auch dieser Sachverhalt löst die 
Meldepflicht aus. 

§ 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4: Ist auch eine Herzkathe-
teruntersuchung als „operativer Eingriff „zu se-
hen? 

Nach der gesetzlichen Definition ist auch eine 
Herzkatheteruntersuchung ein operativer Eingriff. 

§ 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 4: Fällt unter „operativer Ein-
griff“ auch ein Eingriff zur akuten Lebensrettung 
(z.B. kardiogener Schock bei STEMI und Rettungs-
versuch durch Koronarangiographie/PTCA)? 

Eine Koronarangiographie wird im Rahmen einer 
Herzkatheteruntersuchung durchgeführt und da-
her wäre auch diese ärztliche Maßnahme ein ope-
rativer Eingriff im Sinne der gesetzlichen Defini-
tion. 

§ 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 4: Ist eine Leberpunktion als 
Ultima Ratio bei Leberversagen auch ein operati-
ver Eingriff? 

Ja. Nach der gesetzlichen Definition ist eine Leber-
punktion ein operativer Eingriff.  

§ 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 4: Sind auch diagnostische 
Eingriffe, wie z.B. eine Koloskopie, die über eine 
Darmperforation eine Peritonitis mit letalem Ver-
lauf anstößt, oder eine Aspiration im Rahmen von 
Gastroskopien oder Bronchoskopien vom Begriff 
„operativer Eingriff“ erfasst?  

Ja. Auch diagnostische Eingriffe mit ihren Kompli-
kationen und Nebenwirkungen sind nach der ge-
setzlichen Definition operative Eingriffe.  

§ 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 5: Nach dieser Vorschrift be-
steht eine Meldepflicht, wenn „die Todesursache 
ungeklärt ist“.  
Was genau bedeutet es, wenn die „Todesursache 
ungeklärt ist“? „Kann von einer „natürlichen To-
desursache“ ausgegangen werden, wenn es bei der 
Leichenschau keinen Anhaltspunkt für Verletzun-
gen oder ein Fremdverschulden gibt?  

Diese Meldepflicht bezieht sich auf den Fall „des 
plötzlichen und unerklärlichen Todes eines gesun-
den Menschen“ (vgl. den Schriftlichen Bericht zum 
Gesetzgebungsverfahren, LT-Drs. 18/1126, S. 3). 
Bei einem solchen Todesfall ohne plausible Todes-
ursache, bei dem eine strafbare Handlung wie z. B. 
eine Vergiftung oder eine spurenarme Gewaltein-
wirkung nicht ausgeschlossen werden können, 
muss eine Meldung erfolgen, um eine kriminalisti-
sche Untersuchung zu ermöglichen. Dies gilt auch, 
wenn keine von außen sichtbaren Anhaltspunkte 
für Verletzungen oder Fremdverschulden erkenn-
bar sind. Es geht mithin um Fallgestaltungen, bei 
denen der festgestellte Tod nicht mit einer Erkran-
kung oder einem Leiden oder dem Alter zu erklä-
ren ist. 

§ 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 6: Wann sind bei einer nicht 
identifizierbaren Leiche die Polizei oder die Straf-
verfolgungsbehörden zu benachrichtigen? 
 

Im Fall einer unbekannten Leiche ist noch vor Be-
ginn der Leichenschau die Polizei oder die Staats-
anwaltschaft zu informieren.  

§ 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 7: Welche Maßnahmen um-
fasst der Begriff „amtlicher Gewahrsam“ und wie 
ist eine Beurlaubung u. ä. untergebrachter Perso-
nen einzuordnen? 

Der amtliche Gewahrsam umfasst alle freiheitsent-
ziehenden Maßnahmen, wie z. B. Freiheitsentzug 
im Rahmen der Strafverfolgung und Strafvollstre-
ckung oder im Rahmen der Gefahrenabwehr, Er-
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zwingungshaft im Ordnungswidrigkeitenrecht o-
der als Vollstreckungsmaßnahme, Abschiebehaft 
nach Ausländerrecht, Unterbringung im Maßregel-
vollzug oder von psychisch Kranken.  
- Während einer Beurlaubung von der Unter-

bringung nach § 26 Abs. 2 NPsychKG oder ei-
ner Aussetzung der Vollziehung der Unterbrin-
gungsmaßnahme nach § 28 NPsychKG liegt 
kein amtlicher Gewahrsam im Sinne von § 4 
Abs. 4 Nr. 7 vor. 

- Bei einer Unterbringung nach § 1906 BGB ist 
eine Beurlaubung nicht vorgesehen; sie ist 
nach Wegfall ihrer Voraussetzungen zu been-
den.  

- Die vorübergehende Verlegung zur Behand-
lung auf eine offene Kranken- oder Intensivsta-
tion ist – wenn die Unterbringung nicht zu die-
sem Zweck beendet worden ist – als fortdau-
ernder amtlicher Gewahrsam zu sehen, da die 
Freiheitsentziehung nicht unterbrochen wird. 

§ 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 9: Nach dieser Vorschrift be-
steht eine Meldepflicht, wenn „bereits fortge-
schrittene oder erhebliche Veränderungen der 
Leiche eingetreten sind“.  
Wann liegen „erhebliche Veränderungen der Lei-
che“ vor?  

Von fortgeschrittenen oder erheblichen Verände-
rungen einer Leiche ist dann auszugehen, wenn 
der Verwesungs - oder Fäulnisprozess der Leiche 
bereits so weit fortgeschritten ist, dass eine ein-
deutige Beurteilung im Rahmen einer Leichen-
schau nicht mehr möglich ist. Dies gilt auch für 
Entstellungen der Leiche, z. B. durch Tierfraß oder 
Witterungseinflüsse.  

§ 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 9: Stellt die Einbalsamierung 
einer Leiche (Thanatopraxie) eine erhebliche Ver-
änderungen dar?  

Da die Einbalsamierung der Leiche erst nach der 
Leichenschau erfolgen darf, stellt sich die Frage 
nach einer erheblichen Veränderung nicht für die 
leichenschauende ärztliche Person. Anders verhält 
es sich bei der zweiten Leichenschau vor der Ein-
äscherung (Vgl. unten zu § 12 Abs. 1 Satz 2).  

§ 4 Abs. 4 Satz 5: Wenn die Ärztin oder der Arzt 
das Eintreffen der Polizei oder Staatsanwaltschaft 
nicht abwartet, so hat sie oder er die eingetrete-
nen und vorgenommenen Veränderungen sowie 
den Zustand der Leiche beim Verlassen des Auffin-
dungsorts zu dokumentieren. Was ist damit ge-
meint, dass die Unterrichtung der Polizei oder 
Staatsanwaltschaft oder die Dokumentation auch 
elektronisch oder bildlich erfolgen kann? 

Die Möglichkeit einer elektronischen oder bildli-
chen Dokumentation greift die technische Ent-
wicklung neuartiger Kommunikationsmittel auf 
und dient der Klarstellung, dass für die Mitteilung 
neben schriftlichen Aufzeichnungen auch andere 
geeignete Methoden gewählt werden können, wie 
z. B. Diktate, Fotos oder Videoaufnahmen, mög-
licherweise auch mit erläuternden Textmitteilun-
gen. 

§ 5: Wer veranlasst die klinische Sektion und 
wozu dient sie? 

Im Falle des § 5 Abs. 2 kann die klinische Sektion 
durch eine Erklärung der verstorbenen Person – 
zu Lebzeiten – oder durch eine bestattungspflich-
tige Person veranlasst werden. Im Falle des § 5 
Abs. 3 wird die klinische Sektion wird immer von 
der unteren Gesundheitsbehörde veranlasst unter 
den im Gesetz genannten Zwecken. 

§ 5 Abs. 1 Satz 2: Wer ist befugt, die Leichenöff-
nung durchführen?  
Darf der beauftragte Pathologe oder Gerichtsmedi-
ziner die Durchführung verweigern?  
Gilt dies auch, wenn eine Amtsärztin oder ein 
Amtsarzt die Leichenöffnung veranlasst hat?  

Gemäß § 5 Abs. 1 Satz 2 ist die Leichenöffnung von 
einer Fachärztin oder einem Facharzt für Patholo-
gie oder von einer Fachärztin oder einem Facharzt 
für Rechtsmedizin oder von Ärztinnen oder Ärzten 
an Instituten für Pathologie oder Rechtsmedizin 
durchzuführen.  
Eine Verpflichtung zur Durchführung der Leichen-
öffnung enthält das BestattG nicht, auch nicht bei 
einer amtsärztlichen Veranlassung.  

§ 5 Abs. 2 und 3: Wann sind die in Punkt 19 der 
Todesbescheinigung ankreuzbaren Kästchen [„Ggf. 
Leichenöffnung veranlasst nach: § 5 (2)“ oder „§ 5 
(3)“] auszufüllen? 

Die im Punkt 19 der Todesbescheinigung ankreuz-
baren Kästchen [„Ggf. Leichenöffnung veranlasst 
nach: § 5 (2)“ oder „§ 5 (3)“] sind nur auszufüllen, 
wenn der Todesbescheinigung eine Leichenöff-
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nung (Sektion) zugrunde liegt. Eine Leichenöff-
nung darf nach § 5 Abs. 1 nur von einer Fachärztin 
oder einem Facharzt für Pathologie oder Rechts-
medizin oder von Ärztinnen oder Ärzten an Insti-
tuten für Pathologie oder Rechtsmedizin durchge-
führt werden. Da die Leichenöffnung (Sektion) 
eine Leichenschau darstellt, gilt für ihre Dokumen-
tation gemäß § 6 Abs. 1, dass eine Todesbescheini-
gung auszustellen ist, für die das amtliche Muster 
der Todesbescheinigung zu verwenden und das 
zutreffende Kästchen in Punkt 19 anzukreuzen ist. 

§ 5 Abs. 2 Satz 2: Wer hat die schriftliche Einver-
ständniserklärung für die Sektion aufzubewahren? 

Eine Regelung hierzu enthält das BestattG nicht. 
Die Erklärung sollte die verstorbene Person – 
ebenso wie z. B. den Organspendeausweis – bei ih-
ren Unterlagen aufbewahren. Die abgegebene Ein-
willigungserklärung sollte zu den Patientenakten 
genommen werden.  

§ 5 Abs. 3: Wenn ein Amtsarzt feststellt und be-
gründen kann, dass das Interesse an einer Lei-
chenöffnung die schutzwürdigen Belange der ver-
storbenen Person überwiegt, muss wahrscheinlich 
ein Verwaltungsakt erlassen werden. An wen ist 
dieser zu richten? An die nach § 8 Abs. 3 Bestat-
tungspflichtigen oder an den Bestattungsunter-
nehmer, in dessen Obhut sich die verstorbene Per-
son (hoffentlich) noch befindet?  
Hat eine Klage (Widerspruchsverfahren sind in 
Niedersachsen ja weitgehend abgeschafft) gegen 
diesen „Bescheid“ aufschiebende Wirkung?  

Über die Rechtsform der amtsärztlichen Veranlas-
sung der Leichenöffnung enthält das BestattG 
keine Vorgabe. Da die ärztlichen Personen, die 
eine Leichenöffnung auf der Grundlage des § 5 
Abs. 3, d. h. ohne Einwilligung durchführen, eine 
amtsärztliche Veranlassung benötigen, liegt es 
nahe, von einem Verwaltungsakt ihnen gegenüber 
auszugehen. Im Fall der Veranlassung bei einem 
Kind bis zum 6. Lebensjahr, in dem die Eltern oder 
die sonst Personensorgeberechtigten gemäß § 5 
Abs. 3 Satz 5 darüber zu unterrichten sind, dass 
eine Leichenöffnung veranlasst worden ist und 
worauf dies beruht, hat dieser Verwaltungsakt 
ihnen gegenüber Drittwirkung bzw. „Doppelwir-
kung“.  
Die Klagemöglichkeiten gegen die amtsärztliche 
Veranlassung einer Leichenöffnung richten sich 
nach dem Verwaltungsprozessrecht. Nach § 80 der 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) hat die ge-
gen einen Verwaltungsakt mögliche Anfechtungs-
klage aufschiebende Wirkung, es sei denn, die so-
fortige Vollziehung ist gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 
VwGO im öffentlichen Interesse oder im überwie-
genden Interesse eines Beteiligten oder gemäß 
§ 80 a Abs. 1 Nr. 1 VwGO auf Antrag des  
Begünstigten (Hier: Pathologie oder Rechtsmedi-
zin) angeordnet worden.  

§ 5 Abs. 3: Wie ist zu verfahren, wenn eine bestat-
tungspflichtige Person in die Leichenöffnung ein-
willigt und eine gleichrangig bestattungspflichtige 
Person widerspricht?  

Nach § 5 Abs. 3 Satz 2 reicht in einem solchen Fall 
die abgegebene Einwilligung nicht für eine Lei-
chenöffnung aus; denn die schriftliche Einwilli-
gung einer nach § 8 Abs. 3 vorrangig bestattungs-
pflichtigen Person genügt nicht, wenn ein entge-
genstehender Wille einer gleichrangig bestat-
tungspflichtigen Person bekannt ist.  

§ 5 Abs. 3: Wie wird sichergestellt, dass der Amts-
arzt oder die Amtsärztin rechtzeitig, d. h. bevor die 
verstorbene Person (erd-)bestattet wurde, davon 
erfährt, das Sachverhalte vorliegen, die eine Lei-
chenöffnung nach § 5 Abs. 3 möglicherweise recht-
fertigen würden? (Hinweis: Bis die Todesbeschei-
nigungen – insbesondere aus Standesämtern 
kreisangehöriger Gemeinden im Gesundheitsamt 
eintreffen, sind die verstorbenen Personen sehr 
häufig schon bestattet worden.)  

Die wichtigste eigene Erkenntnisquelle ist die To-
desbescheinigung, die nach § 6 Abs. 1 unverzüg-
lich nach der Leichenschau auszustellen ist und 
nach § 2 TbVO binnen kurzem über das Standes-
amt bei der unteren Gesundheitsbehörde vorge-
legt werden soll. Denkbar ist auch, dass eine Klinik 
an die untere Gesundheitsbehörde herantritt, weil 
ihr für eine angestrebte Leichenöffnung die Ein-
willigung nach § 5 Abs. 2 fehlt.  
Im Falle eines Kindes unter 6 Jahren setzt die Soll-
Pflicht zur Veranlassung einer Leichenöffnung bei 
nicht zweifelsfreier Todesursache gemäß § 5 Abs. 
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3 Satz 3 voraus, dass die die Leichenschau durch-
führende ärztliche Person die untere Gesundheits-
behörde darüber in Kenntnis setzt.  

§ 5 Abs. 3: Wer trägt die Kosten für eine durch 
den Amtsarzt oder die Amtsärztin nach § 5 Abs. 3 
veranlasste Leichenöffnung? Sind diese Kosten ge-
nauso zu sehen, wie die Kosten einer äußeren Lei-
chenschau nach § 4?  

Im BestattG ist keine Regelung über die Kostentra-
gung enthalten. Grundsätzlich sind die Kosten von 
der Person oder Stelle zu tragen, in deren Auftrag 
oder Interesse die Leichenöffnung durchgeführt 
wird. Dies kann z. B. eine Klinik sein, die bei der 
unteren Gesundheitsbehörde eine Veranlassung 
beantragt, um eine Leichenöffnung ohne vorlie-
gende Einwilligung durchführen zu können.  
Die Gebühren für das Veranlassen der Leichenöff-
nung sind nach dem Verwaltungskostenrecht fest-
zusetzen. Eine eigene Gebühr ist in der AllGO nicht 
enthalten. Die Gebühr kann daher nach dem Allge-
meinen Auffangtatbestand in Nr. 1.11 der Anlage 
zur AllGO erhoben werden.  
Die Kosten der Leichenöffnung sind nach den je-
weils dafür geltenden Vorschriften zu berechnen, 
z. B. nach der Gebührenordnung für Ärzte (GOÄ).  

§ 5 Abs. 3 Satz 2: Gibt es Beispiele oder Definitio-
nen für das/ein „Interesse“ (im Sinne des § 5 Abs. 
3 Satz 2 Nr. 2), das die schutzwürdigen Belange 
der verstorbenen Person und/oder ihrer Angehö-
rigen üblicherweise überwiegt?  

Die Abwägung des Interesses an der Leichenöff-
nung mit schutzwürdigen Belangen der verstorbe-
nen Person oder ihrer Angehöriger gemäß § 5 Abs. 
3 Satz 2 Nr. 2 soll verhindern, dass die Totenruhe 
nicht ohne Grund gestört wird. In der Regel wird 
das öffentliche Interesse bei Vorliegen eines Grun-
des nach § 5 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1, d. h. einer aufklä-
rungsbedürftigen Todesursache oder einem au-
ßergewöhnlichen Befund oder Verlauf des Todes-
falles, überwiegen. Als schutzwürdige Belange der 
verstorbenen Person kommen z. B. religiöse 
Gründe in Betracht.  

§ 5 Abs. 3 Satz 3: Soll eine Leichenöffnung nach 
dieser Vorschrift auch veranlasst werden, wenn 
ein Kind tot geboren worden ist? 

Nein. Nach § 5 Abs. 3 Satz 3 soll eine Leichenöff-
nung nur im Falle eines verstorbenen Kindes, 
nicht aber bei einem Totgeborenen veranlasst 
werden. Die gesetzliche Bezugnahme auf ein Kind 
setzt voraus, dass es sich um eine Lebendgeburt 
gehandelt hat, was bei einer Totgeburt nicht der 
Fall ist, da diese nach § 2 Abs. 3 Satz 1 voraussetzt, 
dass «nach der Trennung vom Mutterleib kein Le-
benszeichen (Herzschlag, pulsierende Nabel-
schnur oder Einsetzen der natürlichen Lungenat-
mung) festgestellt wurde (Totgeborenes)».  
Unberührt bleibt die Möglichkeit der unteren Ge-
sundheitsbehörde, nach § 5 Abs. 3 Satz 2 eine Lei-
chenöffnung zu veranlassen, um die Todesursache 
weiter aufzuklären oder einen außergewöhnlichen 
Befund oder Verlauf besser zu verstehen.  

§ 5 Abs. 5: Welches Muster ist für die Todesbe-
scheinigung zu verwenden, die nach Satz 4 unver-
züglich nach Beendigung der Leichenöffnung aus-
zustellen ist?  

Es ist das Muster nach Anlage 1 der Todesbeschei-
nigungsverordnung zu verwenden. Bis zum 
31.10.2019 kann nach § 6 TbVO noch das „alte“, 
bis 31.07.2019 geltende Muster verwendet wer-
den.  

§ 6: Wo sind die Formulare des neuen, ab dem 
01.08.2019 gültigen Musters der Todesbescheini-
gung erhältlich? 

Die neuen Formulare der Todesbescheinigung 
können kostenpflichtig im freien Handel (Verlage, 
Internethandel, Buchhandlungen) bestellt werden. 
Der Bezug über das Niedersächsische Ministerium 
für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung ist 
nicht möglich. 

§ 6 Abs. 3: Nach Nummer 2 ist vorgesehen, dass 
die Todesbescheinigung auch an das Standesamt 
übermittelt wird.  
Kann das Standesamt verlangen, dass der Todes-
zeitpunkt in der Todesbescheinigung eingetragen 

Für die Angabe des Todeszeitpunkts sieht das 
amtliche Muster der Todesbescheinigung zwei Va-
rianten vor; 1. Todeszeitpunkt nach Tag, Monat 
Jahr, Stunden, Minuten und 2. Wenn der Todes-
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wird, auch wenn es sich aufgrund der durchge-
führten äußeren Leichenschau nicht feststellen 
lässt? 
Kann das Standesamt im Zusammenhang mit der 
Angabe des Todeszeitpunkts ein Ordnungswidrig-
keitenverfahren betreiben? 

zeitpunkt nicht bestimmbar ist, sind die Zeitanga-
ben „mit Sicherheit noch gelebt“ und „tot aufgefun-
den“ auszufüllen, ebenfalls jeweils nach Tag, Mo-
nat, Jahr, Stunden, Minuten.  
Die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten im Zu-
sammenhang mit der Leichenschau und der To-
desbescheinigung obliegt ausschließlich der unte-
ren Gesundheitsbehörde, nicht dem Standesamt.  

§ 6 Abs. 4: Ist der Polizei und der Staatsanwalt-
schaft unbeschränkt Einsicht in die Todesbeschei-
nigung zu gewähren oder Auskunft daraus zu er-
teilen? Sind auf Anforderung Fotokopien zu über-
geben? 

Nach § 6 Abs. 4 Satz 4 sind Polizei und Staatsan-
waltschaft davon befreit, ein berechtigtes Inte-
resse am Inhalt der Todesbescheinigung glaubhaft 
machen zu müssen, wie es in Satz 1 im Regelfall 
gefordert wird. Gegen die Auskunftserteilung 
durch eine Fotokopie bestehen keine Bedenken.  

§ 6 Abs. 4: Ist der Polizei im Zusammenhang mit 
der Leichenschau Einsicht in die Patientenakten 
zu gewähren?  

Die Einsichtgewährung ist unter dem Gesichts-
punkt der Schweigepflichtregelung zu beurteilen. 
Die Schweigepflicht gilt gem. § 203 Abs. 4 StGB 
auch über den Tod hinaus, kann allerdings durch 
eine ausdrückliche oder konkludente Willensäu-
ßerung der verstorbenen Person zu Lebzeiten o-
der durch dessen mutmaßliche Einwilligung auf-
gehoben sein (Z. B. um Versorgungs-, Versiche-
rungs- oder Rentenansprüche durchzusetzen). Bei 
einem Patienten, der Geschädigter einer Straftat, z. 
B. einer Körperverletzung oder eines Tötungsde-
likts, geworden ist, kann regelmäßig von einer 
mutmaßlichen Einwilligung in die Offenbarung 
ausgegangen werden.  

§ 7 Abs. 2: Ist es zulässig, Leichen öffentlich aus-
zustellen? Gilt das auch für Plastinate (Körper 
verstorbener Personen, die einer speziellen Kon-
servierungsmethode unterzogen worden sind), die 
ausgestellt werden?  

Zwar ist es nach wie vor unzulässig, Leichen öf-
fentlich auszustellen, wenn nicht eine Genehmi-
gung der unteren Gesundheitsbehörde vorliegt. 
Zulässig ist aber der Abschied von einer verstor-
benen Person am offenen Sarg auch ohne Geneh-
migung während der Trauerfeier. Menschliche 
Plastinate gelten als Leichen und dürfen nur mit 
einer Genehmigung ausgestellt werden.  

§ 7 Abs. 3 Satz 1: Ist der Transport einer Leiche 
auch mit einer Trage oder einem Leichensack 
möglich? 

Da Leichen nach der genannten Vorschrift „in ge-
schlossenen, feuchtigkeitshemmenden Särgen“ zu 
befördern sind und es im Gesetz hierfür keine Aus-
nahmeregelung gibt, ist eine Beförderung auf ei-
ner Trage oder in einem Leichensack ohne Sarg 
nicht zulässig. Für die Überführung der Leiche ist 
dagegen § 7 Abs. 4 einschlägig.  

§ 7 Abs. 3 Satz 4 und Abs. 4: Darf eine verstor-
bene Person mit dem Rettungswagen ins Kranken-
haus gefahren werden (Z. B. bei Versterben auf 
dem Transport)?  

Die genannten Regelungen über die Beförderung 
von Leichen im Sarg und im Leichenwagen mit den 
vorgeschrieben Papieren wie auch die Überfüh-
rung unter erleichterten Umständen betreffen die 
Situation nach der Durchführung der Leichen-
schau und sind daher auf die Fahrt im Rettungs-
wagen nicht anzuwenden.  

§ 7 a: Welche Rechtsänderungen sind mit der 
neuen Regelung der Anatomischen Sektion ver-
bunden? 

Wesentliche Änderungen der Voraussetzungen ge-
genüber der bestehenden Rechtslage ergeben sich 
nicht. Wie bisher setzt die anatomische Sektion 
eine schriftliche Einwilligung der verstorbenen 
Person voraus. Ergänzend wird in § 7 a Abs. 2 
klargestellt, dass die nach der Sektion verbleiben-
den Leichenteile zu verbrennen sind, soweit sie 
nicht für Zwecke der Forschung und Lehre aufbe-
wahrt werden.  

Bestattungswesen 

§ 8 Abs. 3: Sind nur die jeweils vorrangig genann-
ten Personen bestattungspflichtig? Schließt z. B. 
ein vorhandenes Kind in der zweiten Rangstufe 

Nein, auf die hierzu vorgesehene Änderung im Ge-
setzentwurf in § 8 Abs. 3 Satz 2 (LT-Drs. 18/308, S. 
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ein vorhandenes Enkelkind in der dritten Rang-
stufe von der Bestattungspflicht aus?  

4) hat der Landtag verzichtet, weil die vorgese-
hene Klarstellung eine Selbstverständlichkeit aus-
drücken würde, dass nämlich allein das Vorhan-
densein einer vorrangig bestattungspflichtigen 
Person die Verpflichtungen der nachrangig Bestat-
tungspflichtigen nicht aufhebt (Schriftlicher Be-
richt, LT-Drs. 18/1126, S. 5 f.).  

§ 9 Abs. 2 Satz 4: Welche Konsequenzen ergeben 
sich aus der Umwandlung der zwingenden Mo-
natsfrist für die Beisetzung einer Urne nach der 
Einäscherung in eine Soll-Frist?  

Urnen sind nach wie vor innerhalb eines Monats 
nach der Einäscherung der Leiche beizusetzen. 
Neu ist ab dem Jahr 2019 die Möglichkeit eines 
Abweichens von dieser Zeitvorgabe in Ausnahme-
fällen, d. h. die Gemeinde hat vor der Veranlassung 
der Bestattung gemäß § 8 Abs. 4 das ihr durch die 
Soll-Bestimmung eingeräumte Ermessen auszu-
üben. In der Gesetzesbegründung (LT-Drs. 
18/308, S. 26) wird hierzu ausgeführt, dass die 
frühere zwingende Frist für die Urnenbeisetzung 
nach der Einäscherung dazu geführt habe, dass im 
Einzelfall nicht alle Trauergäste an der Trauerfeier 
und der Beisetzung teilnehmen konnten und eine 
Angleichung an die Soll-Frist für die Erdbestattung 
(§ 9 Abs. 2 Satz 1) vorgenommen werden solle. Die 
Soll-Bestimmung verschafft der Gemeinde in Ver-
bindung mit der Regelung in § 8 Abs. 4 die Mög-
lichkeit, auf die Umstände des Einzelfalles flexibel 
zu reagieren. Für einen Antrag auf Fristverlänge-
rung ist wie für eine behördliche Entscheidung 
über einen derartigen Antrag mangels Rechts-
grundlage kein Raum, insbesondere nicht für die 
untere Gesundheitsbehörde.  

§ 9 Abs. 3: Nach dieser Vorschrift darf die Bestat-
tung erst erfolgen, wenn der Sterbefall durch das 
für den Sterbeort zuständige Standesamt beurkun-
det worden ist oder die Bescheinigung des Stan-
desamtes über die Anzeige des Todesfalles nach 
§ 7 Abs. 2 der Personenstandsverordnung vorliegt. 
Ist auch eine Bestattung ohne eines dieser Doku-
mente zulässig?  

Ja, gemäß § 9 Abs. 3 Satz 2 kann die Gemeinde die 
Bestattung auch in anderen Fällen genehmigen, 
insbesondere bei einer sofortigen Bestattung ohne 
Einhaltung der 48-Stunden-Frist des § 9 Abs. 1, die 
einer Zulassung durch die untere Gesundheitsbe-
hörde bedarf. In einem solchen Fall entscheidet 
die untere Gesundheitsbehörde gemäß § 9 Abs. 3 
Satz 3 nach Anhörung der Gemeinde auch über die 
Entbehrlichkeit der Sterbeurkunde.  

§ 9 Abs. 3: Gibt es für die Bestattung von Leichen 
aus dem Ausland besondere Voraussetzungen?  

Leichen aus dem Ausland dürfen gemäß § 9 Abs. 3 
Satz 5 nur bestattet werden, wenn ein Leichenpass 
oder ein gleichwertiges amtliches Dokument des 
Staates, in dem die Person verstorben ist vorliegt 
Vom Vorliegen des Dokuments hat sich der Fried-
hofsträger zu überzeugen.  

§ 9 Abs. 3: Was ist unter einem gleichwertigen 
amtlichen Dokument im Sinne von § 9 Abs. 3 Satz 
5 zu verstehen?  

Für die Beurteilung der Gleichwertigkeit des amt-
lichen Dokuments des auswärtigen Staates kommt 
es maßgeblich darauf an, dass die Angaben im We-
sentlichen denen des Leichenpasses entsprechen.  

§ 9 Abs. 3: Gibt es für die Beisetzung von Urnen 
aus dem Ausland besondere Voraussetzungen?  

Urnen aus dem Ausland dürfen gemäß § 9 Abs. 3 
Satz 4 nur beigesetzt werden, wenn amtliche Do-
kumente vorliegen, die mit einer Sterbeurkunde o-
der einer Bescheinigung des Standesamtes über 
die Anzeige des Todesfalles nach § 7 Abs. 2 der 
Personenstandsverordnung gleichwertig sind. 
Vom Vorliegen des Dokuments hat sich der Fried-
hofsträger zu überzeugen.  

§ 9 Abs. 3: Muss ein Leichenpass vorliegen, wenn 
eine Leiche aus einem anderen Bundesland nach 
Niedersachsen überführt werden soll? 

Nein. Bei dem genannten Transport handelt es 
sich um die „Beförderung“ einer Leiche im Sinne 
von § 7 Abs. 3; eine „Überführung“ liegt gemäß § 7 
Abs. 4 nur bei einem Transport zur örtlichen Lei-
chenhalle, zum örtlichen Bestattungsplatz oder 
zum örtlichen Krematorium vor. Ein Leichenpass 
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für die Beförderung von Leichen aus den Bundes-
ländern Deutschlands nach Niedersachsen ist ge-
setzlich nicht vorgesehen (Inland). 

§ 10 Abs. 1 Satz 1: Sind auch Bestattungen in 
Mausoleen, Grüften oder Grabkammern zulässig? 

Nach § 10 Abs. 1 Satz 1 kann die Bestattung auch 
in einer unterirdischen oder oberirdischen Grab-
kammer erfolgen, die gemäß § 13 Abs. 6 Satz 1 so 
beschaffen sein müssen, dass die menschliche Ge-
sundheit nicht gefährdet werden kann.  

§ 11 Abs. 1: Sind sarglose Bestattungen nach der 
Novellierung des Gesetzes ohne weiteres möglich?  

Nein, auf die hierzu vorgesehene Änderung im Ge-
setzentwurf in § 11 Abs. 1 Satz 2 (LT-Drs. 18/308, 
S. 5), mit der der Spielraum der Friedhofsträger 
für Abweichungen von der Sargpflicht vergrößert 
werden sollte, hat der Landtag verzichtet (Vgl. 
Schriftlicher Bericht, LT-Drs. 18/1126, S. 6). Nach 
den Erfahrungen in der Praxis hat sich das bishe-
rige Genehmigungsverfahren bewährt.  

§ 11: Gibt es für die Bestattung Vorgaben für die 
Mindesttiefe des Grabes? 

Konkrete Vorgaben enthält das Gesetz nicht. Zu 
beachten ist nach § 1 Nr. 3, dass Leichen und die 
Aschen verstorbener Personen so zu behandeln 
sind, dass Gefahren für die Gesundheit der Bevöl-
kerung sowie für Boden und Wasser nicht entste-
hen. Weiter ist nach § 13 Abs. 6 zu beachten, dass 
Grabstätten und Grabkammern so beschaffen sein 
müssen, dass die menschliche Gesundheit durch 
die Verwesung nicht gefährdet werden kann. 
Schließlich ist zu beachten, dass die Beisetzung in 
einer Weise erfolgt, die der Funktion des Fried-
hofs, die vollständige Verwesung der Leiche oder 
der Asche zu gewährleisten, nicht gestört wird. Im 
Übrigen werden die Anforderungen an Gräber ty-
pischerweise in der Friedhofssatzung nach den 
örtlichen Gegebenheiten festgelegt. 

§ 12 Abs. 1 Satz 2: Nach dieser Vorschrift darf die 
Einäscherung einer Leiche erst durchgeführt wer-
den, wenn eine zweite Leichenschau zweifelsfrei 
ergeben hat, dass kein Anhaltspunkt für einen 
nicht natürlichen Tod besteht.  
Stellt die Einstichstelle bei der Einbalsamierung 
einer Leiche (Thanatopraxie) einen solchen An-
haltspunkt dar? Ist in diesen Fällen die zweite Lei-
chenschau abzubrechen und die Polizei zu benach-
richtigen?  

Soweit sich die Einstichstelle zweifelsfrei auf die 
Einbalsamierung zurückführen lässt, stellt sie kei-
nen Anhaltspunkt für einen nicht natürlichen Tod 
dar. Dies sollte sich auch aus der Todesbescheini-
gung der Leichenschau ergeben. Bestehen dagegen 
Zweifel an dem Zusammenhang zwischen Einstich 
und Einbalsamierung, besteht die Meldepflicht 
nach § 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 aufgrund von Anhalts-
punkten dafür, dass der Tod durch eine Selbsttö-
tung, einen Unfall oder ein Einwirken Dritter ver-
ursacht ist (nicht natürlicher Tod).  

§ 12 Abs. 1: Was ist der Hintergrund der Ergän-
zung in Satz 2, nach der sich die schriftliche Ge-
nehmigung der Staatsanwaltschaft ausdrücklich 
auf die Feuerbestattung beziehen muss?  

Der Verzicht auf die zweite Leichenschau vor der 
Feuerbestattung ist nicht gerechtfertigt, wenn die 
Staatsanwaltschaft die Leiche nur für die Erdbe-
stattung freigegeben hat. In einem solchen Fall 
kann auf eine zweite Leichenschau nicht verzich-
tet werden, weil sonst Beweismittel endgültig 
durch die Verbrennung der Leiche vernichtet wer-
den könnten. Für den Verzicht auf die zweite Lei-
chenschau schreibt § 12 Abs. 1 Satz 2 daher vor, 
dass eine Freigabe „zur Feuerbestattung“ vorliegt.  

§ 12 Abs. 2: Welche untere Gesundheitsbehörde 
ist für die Durchführung der zweiten Leichenschau 
zuständig?  

Im BestattG ist keine Regelung über die örtliche 
Behördenzuständigkeit enthalten. Insbesondere 
ist weder eine Zuständigkeit der unteren Gesund-
heitsbehörde des Sterbeortes noch der des Ein-
äscherungsortes festgelegt. Die örtliche Zuständig-
keit für die zweite Leichenschau richtet sich daher 
nach den allgemeinen verwaltungsrechtlichen 
Vorschriften gemäß § 3 VwVfG i. V. m. § 1 NVwVfG.  
Nach § 3 Abs. 1 Nr. 4 VwVfG ist in Angelegenhei-
ten, bei denen sich die Zuständigkeit nicht aus den 
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Nummern 1 bis 3 ergibt, die Behörde örtlich zu-
ständig ist, in deren Bezirk der Anlass für die 
Amtshandlung hervortritt. Maßgeblich ist daher 
der Ort, an dem sich die Leiche befindet, deren 
Einäscherung vorgesehen ist.  

§ 12 Abs. 2: Wer darf neben den Ärztinnen und 
Ärzten der unteren Gesundheitsbehörde die 
zweite Leichenschau durchführen?  

Neben den Ärztinnen und Ärzten der unteren Ge-
sundheitsbehörde dürfen Ärztinnen und Ärzte die 
zweite Leichenschau durchführen, die von der un-
teren Gesundheitsbehörde hierfür ermächtigt 
worden sind.  

§ 12 Abs. 2: Wen darf die untere Gesundheitsbe-
hörde zur Durchführung der zweiten Leichen-
schau ermächtigen?  

Ermächtigt werden dürfen gemäß § 12 Abs. 2 Satz 
2 neben Ärztinnen und Ärzte, die befugt sind, die 
Gebietsbezeichnung „Rechtsmedizin“, „Pathologie“ 
oder „Öffentliches Gesundheitswesen“ zu führen, 
nun auch Ärztinnen und Ärzte, die einem Institut 
der Fachrichtungen der Rechtsmedizin oder der 
Pathologie angehören.  

§ 12 Abs. 2: Gelten die von einer unteren Gesund-
heitsbehörde erteilten Ermächtigungen in ganz 
Niedersachsen? 

Nein. Ermächtigte Ärztinnen und Ärzte dürfen die 
zweite Leichenschau nur im Rahmen der örtlichen 
Behördenzuständigkeit der ermächtigenden unte-
ren Gesundheitsbehörde durchführen. Da die 
Durchführung der zweiten Leichenschau eine ho-
heitliche Aufgabe darstellt, werden die ermächtig-
ten Ärztinnen und Ärzte als „Beliehene“ tätig. Die 
Beleihung ist in ihrer Rechtswirkung auf den Wir-
kungskreis der Stelle beschränkt, die sie verliehen 
hat. Dies ist bei einer unteren Gesundheitsbehörde 
das Gebiet des jeweiligen Landkreises, der kreis-
freien Stadt oder der Region Hannover.  

§ 12 Abs. 2: Darf eine Leiche in die Niederlande 
befördert werden, um sie dort unter Beachtung 
des niederländischen Bestattungsrechts ohne 
zweite Leichenschau einäschern zu lassen? Oder 
ist eine zweite Leichenschau vor der Feuerbestat-
tung in Niedersachsen vorzunehmen?  

Grundsätzlich erstreckt sich der Geltungsbereich 
des BestattG nur auf das Hoheitsgebiet des Landes 
Niedersachsen. Somit ist für den Umgang mit der 
Leiche einer verstorbenen Person in einem ande-
ren Staat das dortige Recht zugrunde zu legen. 
Eine im Ausland zulässige Einäscherung ohne eine 
amtliche Leichenschau ist daher hinzunehmen, 
auch wenn dies in Niedersachsen nicht gestattet 
ist.  
Die Beförderung in ein Land außerhalb von Nie-
dersachsen bedarf jedoch eines Leichenpasses 
nach § 7 Abs. 6 Satz 3. Nach Art. § 2 Nr. 2 des bei 
einer Beförderung nach den Niederlanden zu be-
achtenden Internationale Abkommen über Lei-
chenbeförderung (IALB) vom 10. Februar 1937 
(BGBl. 1938 II S. 199) darf der Leichenpass erst 
nach Vorlage amtlicher Bescheinigungen ausge-
stellt werden, dass gegen die Beförderung vom ge-
sundheitlichen oder amtsärztlichen Standpunkt 
aus keine Bedenken bestehen. Eine derartige amt-
liche Bescheinigung kann unter dem amtsärztli-
chen Standpunkt nur erteilt werden, wenn die in § 
6 Abs. 2 Satz 1 vorgeschriebene Überprüfung der 
Todesbescheinigung durch die untere Gesund-
heitsbehörde auf ihre ordnungsgemäße Ausstel-
lung durchgeführt worden ist und zu keinerlei 
Nachfragen oder Beanstandungen Anlass gegeben 
hat. Sollten sich bei dieser Prüfung Anhaltspunkte 
für einen nicht natürlichen Tod ergeben, so be-
steht nach § 159 der Strafprozessordnung (StPO) 
die behördliche Pflicht zur sofortigen Anzeige an 
die Staatsanwaltschaft oder an das Amtsgericht. 
Bei Zweifeln darüber, ob sich der Todesbescheini-
gung Anhaltspunkte für einen nicht natürlichen 
Tod entnehmen lassen, lassen sich diese Zweifel 
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durch eine amtsärztliche Leichenschau nach § 12 
Abs. 1 Satz 2 ausräumen.  

§ 12 Abs. 3: Nach der Einäscherung ist die Asche 
einer jeden Leiche in einer Urne aufzunehmen. Ist 
es zulässig, geringe Mengen Asche zu entnehmen, 
z. B. für eine Weltraumbestattung, eine Diamant-
bestattung oder vergleichbare Formen der Bestat-
tung?  

Nein, auf die hierzu vorgesehene Lockerung im Ge-
setzentwurf in § 12 Abs. 3 Satz 4 (LT-Drs. 18/308, 
S. 5), mit der die Entnahme einer geringen Menge 
an Asche zur Verwendung in einer Ampulle, einem 
Schmuckstück oder dergleichen zugelassen wer-
den sollte, hat der Landtag verzichtet (Näher dazu: 
Schriftlicher Bericht, LT-Drs. 18/1126, S. 7).  

§ 12 Abs. 3: Welche gesetzlichen Anforderungen 
werden an die Urne gestellt, in der die Asche auf-
zunehmen ist? Darf als Urne ein Aschebeutel ver-
wendet werden? 
 
Anmerkung zur Begrifflichkeit (Wahrig, Die deut-
sche Rechtschreibung): Urne [lat.] f 1. Henkelloses 
Gefäß mit Deckel zur Aufbewahrung der Asche ei-
nes Toten 2. Behälter für Stimmzettel (bei Wah-
len)  

Gesetzliche Anforderungen an die Urne finden sich 
insofern in § 1, als dort der Umgang mit der Asche 
verstorbener Personen geregelt wird, in § 12 Abs. 
3 Satz 2, wo zwingend die Verwendung einer Urne 
für die Aufnahme der Asche verstorbener Perso-
nen vorgeschrieben wird, in § 12 Abs. 3 Satz 5, wo-
nach die Urne zu verschließen und mit dem Na-
men der verstorbenen Person zu kennzeichnen ist 
und in § 13 Abs. 7 Satz 1, nach dem die Verwen-
dung von nicht biologisch abbaubaren Materialien 
bei der Durchführung von Bestattungen nicht ge-
stattet ist.  
Für die Seebestattung im Küstengewässer dürfen 
nach § 12 Abs. 5 Satz 3 nur Urnen verwendet wer-
den, die wasserlöslich und biologisch abbaubar 
sind und keine Metallteile enthalten; zudem sind 
sie nach Satz 4 so zu verschließen und durch Sand 
oder Kies zu beschweren, dass sie nicht auf-
schwimmen können.  
Da die äußere Form der Urne somit gesetzlich 
nicht vorgegeben ist, kann unter den genannten 
Voraussetzungen auch ein Aschebeutel als Urne 
Verwendung finden, wenn er alle von einer Urne 
geforderten Funktionen zu erfüllen vermag.  

§ 12 Abs. 3: Darf der Asche einer verstorbenen 
Person etwas entnommen werden, oder müssen 
sämtliche Bestandteile, die nach der Einäscherung 
vorhanden sind, in die Urne gefüllt werden?  

Nach § 12 Abs. 3 Satz 4 ist es gestattet, bei der Ver-
brennung frei werdende Metallteile der Asche zu 
entnehmen. Im Schriftlichen Bericht (LT-Drs. 
18/1126, S. 7) wird dazu ausgeführt, dass „aus den 
Verbrennungsrückständen Metallteile (wie Pro-
thesen und Zahnersatz) entnommen werden dür-
fen. Damit wird eine bisher teilweise bereits prak-
tizierte, aber nach dem bisherigen Recht (vgl. 
BGHSt 60, S. 302 ff.) zweifelhafte Vorgehensweise 
nunmehr rechtlich abgesichert.“  

§ 12 Abs. 3: Darf ein Krematorium die Urne mit 
der Asche an Angehörige aushändigen? 

Es ist nach dem Wortlaut des BestattG nicht unter-
sagt, eine Urne an Angehörige auszuhändigen. 
Vielmehr ist den Krematorien in § 12 Abs. 3 Satz 6 
die Pflicht übertragen worden, sich von einer ord-
nungsgemäßen Beisetzung zu vergewissern. Ohne 
diese Gewissheit ist eine Aushändigung nicht er-
laubt, die z. B. dadurch hergestellt werden kann, 
dass im Vorfeld eine Grabbescheinigung des auf-
nehmenden Friedhofes und im Nachgang ein Bei-
setzungsnachweis verlangt wird. Bestattungsun-
ternehmen werden durch die Regelung in § 12 
Abs. 3 Satz 7 privilegiert, da die Beisetzung in der 
Regel als gesichert anzusehen ist, wenn die Urne 
mit der Asche an sie übergeben wird.  

§ 12 Abs. 3: Darf das Verfahren der „Wasserur-
nenbestattung“ in Niedersachsen verwendet wer-
den, bei dem die Asche der verstorbenen Person 
nach der Beisetzung aus dem Wasserurnenbehäl-
ter in die Friedhofserde geleitet wird? 

Nein, eine Anwendung ist nach der geltenden 
Rechtslage in Niedersachsen nicht zulässig. Eine 
Urne ist nach dem Einfüllen der Asche gemäß § 12 
Abs. 3 Satz 5 zu verschließen. Demgegenüber soll 
bei der Wasserurnenbestattung aus der Urne ein 
Rohr ca. 1,5 Meter in die Erde führen, über das die 
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Asche unter Zufuhr von Regenwasser in das Erd-
reich gelangt. Somit kann nicht mehr von einer 
verschlossenen Urne ausgegangen werden.  

§ 12 Abs. 3: Darf die Urne mit der Asche einer ver-
storbenen Person durch Firmen ins Ausland ver-
sendet werden, um die Asche dort einem Baum als 
Nährstoff zuführen zu lassen, der nach der Durch-
wurzelungszeit den Angehörigen zur freien Ver-
wendung übergeben wird? 

Die Versendung ins Ausland setzt voraus, dass mit 
der Asche der verstorbenen Person nach dem dor-
tigen Recht ordnungsgemäß umgegangen wird. 
Die Einfuhr eines Baumes und die Übergabe an 
Angehörige einer verstorbenen Person ist nicht 
Gegenstand des Bestattungsgesetzes.  

§ 12 Abs. 3: Darf bei einer im Ausland einge-
äscherten Leiche die Urne mit der Asche der ver-
storbenen Person vom Flughafen an die Angehöri-
gen ausgehändigt werden?  

Ja, die Urne darf analog zu § 12 Abs. 3 Satz 6 durch 
Angehörige übernommen werden. Dem Flughafen 
ist jedoch in diesem Fall nachzuweisen, dass die 
ordnungsgemäße Beisetzung gesichert ist. Dies 
kann durch Vorlage eines Urnenaufnahmescheins, 
der vom Friedhofsbetreiber ausgestellt wird, erfol-
gen. 

§ 12 Abs. 5: Wie wird der in § 1 Nr. 3 aufgenom-
mene Grundsatz des Gewässerschutzes bei der 
Feuerbestattung umgesetzt und was bedeutet es, 
dass sich Gegenstände „zersetzen“ müssen?  

Für die Feuerbestattung wird in § 12 Abs. 5 Satz 5 
vorgegeben, dass im Rahmen der Seebestattung 
keine Gegenstände in das Küstengewässer einge-
bracht werden dürfen, die sich nicht zersetzen. Im 
Schriftlichen Bericht (LT-Drs. 18/1126, S. 7) wird 
dazu ausgeführt, „dass der Abbau nach dem neuen 
Satz 5 in einem überschaubaren Zeitraum zu ge-
schehen habe (vgl. den Ausschussbericht zur bishe-
rigen Gesetzesfassung - Drs. 15/2584, S. 15: „inner-
halb weniger Tage“).“ Im Übrigen gilt für die Bei-
setzung von Urnen auf einem Friedhof nach § 13 
Abs. 7 Satz 1, dass die Verwendung von nicht bio-
logisch abbaubaren Materialien bei der Durchfüh-
rung von Bestattungen nicht gestattet ist.  

Friedhofswesen 

§ 13 Abs. 4: Welche Erleichterungen für die Ge-
bührenerhebung auf kommunalen Friedhöfen 
sieht § 13 Abs. 4 Satz 4 vor, wonach „Satz 2 ent-
sprechend gilt, wenn Gebühren für die Benutzung 
des Friedhofs erhoben werden, welche das Nut-
zungsrecht nach Satz 2 einschließen“? 

Friedhofsbenutzungsgebühren können gegenüber 
Grabnutzungsberechtigten wie Grabgebühren kal-
kuliert werden, d. h. über den gesamten Nutzungs-
zeitraum. Für andere Formen der Friedhofsbenut-
zung (z. B. für die Nutzung der Friedhofskapelle) 
dagegen sollen Gebühren wie bisher entsprechend 
den allgemeinen kommunalabgabenrechtlichen 
Vorschriften erhoben werden (Vgl. Schriftlicher 
Bericht, LT-Drs. 18/1126, S. 7), also in der Regel 
über eine dreijährigen Zeitraum.  

§ 13 Abs. 5: Auf welche Personen kann die Gebüh-
renerhebung auf kommunalen Friedhöfen durch 
die Neuregelung in Absatz 5 ausgedehnt werden? 

Ab dem Jahr 2019 kann die Satzung des kommu-
nalen Friedhofsträgers auch die bestattungspflich-
tigen Personen im Sinne des § 8 Abs. 3 zu Gebüh-
renpflichtigen bestimmen. Damit wird die Mög-
lichkeit geschaffen, neben den Grabnutzungsbe-
rechtigten auch die Bestattungspflichtigen der in 
dem betreffenden Grab beigesetzten verstorbenen 
Person zu den Gebühren für die Benutzung des 
Friedhofs heranzuziehen: Voraussetzung ist eine 
entsprechende Regelung in der Satzung.  

§ 13 Abs. 6: Welche Vorgaben für Grabstätten und 
Grabkammern einschließlich Mausoleen sieht das 
Änderungsgesetz vor? 

Grabstätten und Grabkammern müssen ab dem 
Jahr 2019 so beschaffen sein, dass die menschliche 
Gesundheit nicht gefährdet werden kann. Dies gilt 
insbesondere für die sargfreie Bestattungen und 
Bestattungen in Grabkammern einschließlich 
Mausoleen.  

§ 13 Abs. 7: Welche Vorgaben für den Schutz des 
Bodens und des Wassers im Sinne von § 1 Nr. 3 
sieht das Änderungsgesetz auf dem Friedhof vor? 

Die Verwendung von nicht biologisch abbaubaren 
Materialien bei der Durchführung von Bestattun-
gen und von nicht kompostierbaren Materialien 
bei der gärtnerischen Gestaltung von Grabstätten 
ist ab dem Jahr 2019 gesetzlich nicht mehr gestat-
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tet. In der Friedhofssatzung oder im Belegungs-
plan können Ausnahmen für „Gestaltungsmittel“ 
zugelassen werden. Nach der Begründung des Ge-
setzentwurfs ist das Ziel der Regelung, die Funk-
tion des Friedhofs zu sichern, indem die Verwen-
dung von Materialien bei den Bestattungen und 
der gärtnerischen Gestaltung von Grabstätten, die 
der Verwesung der Bestatteten entgegenwirkt, un-
terbunden wird (LT-Drs. 18/308, S. 33).  

§ 13 Abs. 7: Dürfen nach den neuen Vorschiften 
nur noch Särge und Urnen aus biologisch abbau-
baren Materialien verwendet werden?  

Da die Verwendung von nicht biologisch abbauba-
ren Materialien „bei der Durchführung von Bestat-
tungen“ gesetzlich nicht mehr gestattet ist, müssen 
innerhalb der gesetzlichen Mindestruhezeit nicht 
abbaubare Stoffe vor der Einbringung in den Erd-
boden entfernt werden. Nach dem Wortlaut der 
Vorschrift gilt das Gebot der biologischen Abbau-
barkeit auch für Kolumbarien, Urnenwände und 
Mausoleen. Wenn dies nicht gewünscht wird, ist 
von der Ausnahmemöglichkeit des § 13 Abs. 7 Satz 
2 Gebrauch zu machen.  

§ 13 Abs. 7: Dürfen nach den neuen Vorschiften 
nur noch kompostierbare Kränze, Blumen und 
Pflanzen verwendet werden? Was ist in diesem 
Sinne unter „kompostierbar“ zu verstehen?  

Da die Verwendung von nicht kompostierbaren 
Materialien bei der gärtnerischen Gestaltung von 
Grabstätten gesetzlich nicht mehr gestattet ist, 
sind nicht innerhalb der gesetzlichen Mindestru-
hezeit verrottbare Stoffe, insbesondere Kunst-
stoffe und Metall, ausgeschlossen. Etwas anderes 
dürfte für Kränze und dergleichen gelten, die nach 
dem Abschluss der Trauerfeierlichkeiten ohnehin 
wieder entfernt werden und von vornherein nicht 
auf dem Friedhof verbleiben sollen oder bei denen 
es möglich ist, vor der Kompostierung störende 
Materialien zu entfernen.  

§ 13 Abs. 7: Welche Gestaltungsmittel können 
nach Satz 2 in der Friedhofssatzung oder im Bele-
gungsplan als Ausnahmen zugelassen werden?  

Als Gestaltungsmittel, für die in der Friedhofssat-
zung oder im Belegungsplan Ausnahmen zugelas-
sen werden können, kommen alle Arten von Grab-
markierungen, z. B. Grabsteine und Grabkreuze o-
der Urnen für Kolumbarien und Urnenwände, in 
Betracht.  

§ 13 Abs. 8: Wie ist mit Überresten menschlicher 
Leichen umzugehen, die nach Ablauf der Ruhezeit 
bei der Wiederbelegung einer Grabstätte gefunden 
werden?  

Überreste oder Aschen sind gemäß § 13 Abs. 8 
Satz 1 an geeigneter Stelle des Friedhofs wieder 
der Erde zu übergeben, um dort zur letzten Ruhe 
beigesetzt zu werden. In diesem Zusammenhang 
aufgefundene Metallteile dürfen in entsprechen-
der Anwendung der Regelung in § 12 Abs. 3 Satz 4 
entnommen werden.  

§ 13 a Abs. 1: Dies Reglung lautet: „Für Gemeinde-
friedhöfe kann die Gemeinde eine Satzung erlas-
sen, um die Friedhofsordnung zu regeln.“ Wird die 
Satzungsbefugnis der kommunalen Friedhofsträ-
ger durch die Regelung erweitert?  

Nein. Absatz 1 ist auf den Regelungsumfang des § 
10 Abs. 1 NKomVG beschränkt, aus dem sich die 
allgemeine Satzungskompetenz der Kommunen in 
Selbstverwaltungsangelegenheiten - die verfas-
sungsrechtlich auf Artikel 28 Abs. 2 Satz 1 GG und 
Artikel 57 Abs. 1 NV beruht - einfachgesetzlich 
ergibt (Vgl. Schriftlicher Bericht, LT-Drs. 18/1126, 
S. 8).  

§ 13 a Abs. 2: Sind die kommunalen Friedhofsträ-
ger verpflichtet, Satzungsbestimmungen über Na-
tursteine zu treffen?  

Grundsätzlich strebt der Gesetzgeber eine strikte 
verpflichtende Regelung des Verbots unfair ge-
wonnener Natursteine an; allerdings soll den öf-
fentlichen Friedhofsträgern - die allein mit der Re-
gelung erreicht werden könnten - nicht jeder Sat-
zungsspielraum genommen werden (Vgl. Schriftli-
cher Bericht, LT-Drs. 18/1126, S. 8).  

§ 13 a Abs. 2: In der Friedhofssatzung „soll“ vor-
gesehen werden, dass Natursteine nur verwendet 
werden dürfen, wenn sie nicht aus ausbeuteri-

Zutreffend ist davon auszugehen, dass es sich bei 
einer „Soll-Regelung“ zwar um eine Verpflichtung 
handelt, dass aber gleichzeitig Ausnahmen denk-
bar sind, in denen die Pflicht nicht erfüllt werden 
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scher Kinderarbeit stammen. An welche Ausnah-
mefälle ist gedacht, in denen eine solche Satzungs-
bestimmung unterbleiben kann?  

muss. Im Fall des § 13 a Abs. 2 wäre denkbar, dass 
in der betreffenden Gemeinde kein Friedhof vor-
handen ist oder dass aufgrund von örtlichen Gege-
benheiten erst ein späterer Zeitraum als der 
01.01.2019 für die Satzungsregelung gewählt 
wird.  

§ 13 a Abs. 2: In welchen Staaten und Gebieten 
kann das in § 13 a Abs. 2 Nr. 1 genannten Überein-
kommen [ILO 182] als eingehalten gelten?  

In folgenden 44 Staaten (in alphabetischer Reihen-
folge) kann davon ausgegangen werden, dass das 
in § 13 a Abs. 2 Nr. 1 genannte Übereinkommen 
eingehalten wird: Australien, Belgien, Bosnien-
Herzegowina, Brasilien, Bulgarien, Dänemark, Est-
land, Deutschland, Finnland, Frankreich, Griechen-
land, Irland, Israel, Island, Italien, Japan, Kanada, 
Kosovo, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, 
Luxemburg, Malta, Mazedonien, Niederlande, Nor-
wegen, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, 
Russland, Schweden, Schweiz, Slowakei, Slowe-
nien, Spanien, Türkei, Tschechien, Ukraine, Un-
garn, Vereinigtes Königreich, Vereinigte Staaten 
von Amerika, Zypern (Diese Aufzählung basiert 
auf dem Gutachten von Walter Eberlei, Kinderar-
beit im Naturstein-Sektor, 30.11.2016). Wissen-
schaftliche Studie zu § 4 a des Gesetzes über das 
Friedhofs- und Bestattungswesen des Landes 
Nordrhein-Westfalen (Bestattungsgesetz – BestG) 
im Auftrag des Ministeriums für Gesundheit 
Emanzipation, Pflege und Alter des Landes Nord-
rhein-Westfalken (MGEPA); veröffentlich unter 
https://www.mags.nrw/bestattungswesen).  

§ 13 a Abs. 2: Welche Anforderungen sind an die 
in § 13 Abs. 2 Nr. 1 geforderte Glaubhaftmachung 
zu stellen?  

Die Glaubhaftmachung erfolgt durch Darlegung ei-
ner überwiegenden Wahrscheinlichkeit - keine Ge-
wissheit - durch alle präsenten Beweismittel ge-
mäß § 26 VwVfG (Auskunftserteilung, Beteiligte, 
Zeugen, Sachverständige; Urkunden und Akten; 
Augenschein) einschließlich der Versicherung an 
Eides Statt (Vgl. dazu § 27 VwVfG).  

§ 13 a Abs. 2: Wie wird verhindert, dass Natur-
steine aus einem Staat, in dem das in § 13 a Abs. 2 
Nr. 1 genannte Übereinkommen [ILO 182] als ein-
gehalten gilt, zuvor aus einem nicht dazu zählen-
den Staat eingeführt worden sind (Drittlandim-
port)?  

In der Erklärung, mit der glaubhaft gemacht wird, 
dass die Natursteine aus einem Staat oder Gebiet 
stammen, in dem das in § 13 a Abs. 2 Nr. 1 ge-
nannte Übereinkommen [ILO 182] als eingehalten 
gilt, ist zu erklären, dass die Natursteine nicht zu-
vor aus einem nicht dazu zählendem Drittland im-
portiert worden sind.  

§ 13 a Abs. 3: Wann ist der Nachweis durch ein 
Zertifikat erforderlich?  

Wenn Natursteine nicht aus einem Staat oder Ge-
biet kommen, in dem das in § 13 a Abs. 2 Nr. 1 ge-
nannte Übereinkommen [ILO 182] als eingehalten 
gilt.  

§ 13 a Abs. 3: Welche Zertifikate sind geeignet, 
um in der Friedhofssatzung bekannt gegeben zu 
werden?  

Die Zertifikate, die vom Friedhof anerkannt wer-
den, sollen in der Friedhofssatzung genannt wer-
den. Welche Zertifikate geeignet sind, können die 
Friedhöfe bei Bedarf bei der Rechts- und Fachauf-
sicht erfragen. Nach § 2 der Niedersächsische Ver-
ordnung über die Beachtung der Kernarbeitsnor-
men der Internationalen Arbeitsorganisation bei 
der Vergabe öffentlicher Aufträge(NKernVO) gibt 
es folgende vier geeignete Zertifikate für «unge-
brauchten Naturstein», die in die Friedhofssatzung 
aufgenommen werden könnten:  
- Fair Stone (www.fairstone.org)  
- IGEP (http://www.igep.org/German/gr_in-

dex.html)  
- Werkgroep Duurzame Natursteen – WGDN 

(https://www.duurzaam-onderne-
men.nl/werkgroep-duurzame-natuursteen-
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duurzaam-inkopen-kan-niet-zonder-een-eer-
lijke-prijs/)  

- Xertifix [XertifiX e.V., Arndtstr. 20, 30167 Han-
nover] (https://www.xertifix.de/siegel/)  

§ 13 a Abs. 3: Welche Anforderungen sind an eine 
gleichwertige Erklärung nach § 13 a Abs. 3 Satz 4 
zu stellen?  

Wenn sich der schriftlich vorliegenden Erklärung 
entnehmen lässt, dass die erklärende Stelle  
- über einschlägige Erfahrungen und Kennt-

nisse auf dem Gebiet des Überein-kommens 
über das Verbot und unverzügliche Maßnah-
men zur Beseitigung der schlimmsten For-
men der Kinderarbeit vom 17. Juni 1999 
(BGBl. 2001 II S. 1291, Bekanntmachung 
vom 28. Juni 2002, BGBl. II S. 2352) verfügt,  

- weder unmittelbar noch mittelbar an der 
Herstellung oder am Handel mit Steinen be-
teiligt ist,  

- ihre Tätigkeit im Zusammenhang mit der Ab-
gabe der gleichwertigen Erklärung doku-
mentiert und die Dokumentation auf Anfor-
derung des Friedhofsträgers zur Einsicht-
nahme bereitstellt.  

§ 13 a Abs. 3: Wer ist verpflichtet, die Erklärung 
gegenüber dem Friedhof abzugeben, dass die ver-
wendeten Grabsteine nicht aus ausbeuterischer 
Kinderarbeit stammen?  

Das Gesetz enthält keine Regelung, wer gegenüber 
dem Friedhof erklärungspflichtig ist. Insofern be-
steht Spielraum für eine Festlegung in der Fried-
hofssatzung. Wenn die Frage offengelassen wird, 
kann der Steinmetzbetrieb oder auch dessen Lie-
ferant die erforderliche Erklärung abgeben.  

§ 13 a Abs. 3 Muster: Gibt es einen Mustertext für 
die Satzungsregelung des § 13 a und die damit ver-
bundene Erklärung?  

Ein mit der Arbeitsgemeinschaft der kommunalen 
Spitzenverbände Niedersachsens abgestimmter 
Mustertext für die Satzungsregelung und den Er-
klärungstext steht auf der Internetseite des Minis-
teriums zur Verfügung.  

§ 15 Abs. 1: Gibt es Erleichterungen bei der Um-
bettung von Urnen?  

Nein, auf die hierzu vorgesehene Änderung im Ge-
setzentwurf in § 15 Abs. 1 Satz 3 (LT-Drs. 18/308, 
S. 7), nach der für die Umbettung einer Urne ein 
berechtigtes Interesse anstelle eines wichtigen 
Grundes ausreichen sollte, hat der Landtag ver-
zichtet, da er dafür kein anerkennenswertes Be-
dürfnis feststellen konnte (Vgl. Schriftlicher Be-
richt, LT-Drs. 18/1126, S. 9).  

§ 15 Abs. 2: Können Umbettungen nach Ablauf 
der Mindestruhezeit ohne weiteres vorgenommen 
werden?  

Nein, ab dem Jahr 2019 dürfen Leichen und 
Aschenreste nach Ablauf der Mindestruhezeit nur 
mit Genehmigung des Friedhofsträgers ausgegra-
ben oder umgebettet werden.  

§ 15 Abs. 3: Wie ist mit Urnen nach der Ausgra-
bung zu verfahren, die auf einen anderen Friedhof 
umgebettet werden sollen? 

In gleicher Weise wie nach der Einäscherung. Dies 
wird durch den Verweis auf die Regelung in § 12 
Abs. 3 Sätze 6 und 7 ab dem Jahr 2019 klargestellt.  

§ 15 Abs. 4: Beginnt nach der Beisetzung im An-
schluss an eine Umbettung die Ruhezeit neu? 

Wie in § 15 Abs. 4 deutlich gemacht wird, beginnt 
nach einer Umbettung keine neue Ruhezeit.  

§ 15 Abs. 5: Wie ist mit außerhalb von Friedhöfen 
aufgefundenen Überresten einer menschlichen 
Leiche umzugehen?  

Werden außerhalb von Friedhöfen Überreste ei-
ner menschlichen Leiche ausgegraben oder aufge-
funden, so sind sie nach Abschluss der Ermittlun-
gen auf einem Friedhof beizusetzen, es sei denn, 
dass die Überreste wissenschaftlichen Zwecken 
zugeführt werden; in Zweifelsfällen ist die untere 
Gesundheitsbehörde zu beteiligen. 

§ 15 Abs. 6: Dürfen Metallteile der Asche auch bei 
einer Ausgrabung und Umbettung entnommen 
werden?  

Auch bei einer Ausgrabung oder Umbettung ist es 
in entsprechender Anwendung von § 12 Abs. 3 
Satz 4 gestattet, Metallteile der Asche zu entneh-
men (Näher dazu: Schriftlichen Bericht, LT-Drs. 
18/1126, S. 7, 10). 
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Frage Antwort 

Sonstiges 

§ 18 Abs. 1 Nr. 4: Welche Pflichtverletzung wird 
durch die Gesetzänderung neu in den Bußgeldka-
talog aufgenommen? 

Der Ordnungswidrigkeitstatbestand der nicht ord-
nungsgemäßen ärztlichen Leichenschau wird um 
einen Verstoß gegen die neuen Meldepflichten in 
§ 4 Abs. 4 erweitert.  

§ 22: Das BestattG ist ursprünglich am 1.1.2006 in 
Kraft getreten. Ab wann gelten die Änderungen 
des Gesetzes vom 20.06.2018? 

Die Änderungen des Gesetzes vom 20.06.2018 
(Nds. GVBl. S. 117) gelten ab dem 01.01.2019 (§§ 
7, 9, 10, 13, 13 a und 15), soweit sie nicht am Tage 
nach der Verkündung des Gesetzes, d. h. am 
29.06.2018 (§§ 1, 3, 4, 5, 6, 7  a, 12 und 18), in 
Kraft getreten sind. 

 


